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Bekanntmachung der Stadt Lüdenscheid 

Erteilung der Genehmigung der 6. Änderung des 
Flächennutzungsplanes im Bereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 775 „Bahnhof Brügge“ sowie In-
krafttreten des Bebauungsplanes Nr. 775 
„Bahnhof Brügge“ 

Der Rat der Stadt Lüdenscheid hat in seiner Sitzung 
am 10.09.2018 Folgendes beschlossen: 

A) 
I Zu den während der frühzeitigen Öffentlichkeits-

beteiligung und der öffentlichen Auslegung der 
6. Änderung des Flächennutzungsplanes vorge-
brachten Anregungen sowie den Anregungen 
der Träger öffentlicher Belange wird wie folgt 
Stellung genommen: 

Märkischer Kreis Schreiben vom 23.03.2018 und 
04.07.2018: 
Auf Anregung des Naturschutzbeirates wird da-
rauf verwiesen, dass die Verbesserung der Ge-
ländesituation im Volmeverlauf nicht zwangsläu-
fig zu einer für die Retention (im Sinne des 
Hochwasserschutzes) ausreichenden Situation 
führe. Dies solle im Rahmen der Planungen ent-
sprechend berücksichtigt werden. 

Grundsätzlich bestünden keine wasserrechtli-
chen Bedenken. Dem Planverfasser sei be-
kannt, dass seitens der unteren Wasserbehörde 
eine Retention vor der Einleitung nicht für erfor-
derlich gehalten wird. 

Dem Planvorhaben stünden aus Sicht des Im-
missionsschutzes keine Bedenken entgegen. 
Wie der Wirkungsanalyse von Junker und Kruse 
(Stadtforschung Planung) zu entnehmen sei, 
werde zur bauplanungsrechtlichen Sicherung 
des Standortes für die großflächigen Einzelhan-
delsbetriebe eine Festsetzung als Sondergebiet 
unter Nutzung des entsprechenden Feinsteue-
rungsinstrumentariums (u. a. Festsetzung Ge-
samtverkaufsfläche, Sortimente) empfohlen. Bei 
Öffnungszeiten bis 22.00 Uhr bzw. Nachtanliefe-
rungen seien entsprechende Schallschutzmaß-
nahmen durchzuführen. In diesem Zusammen-
hang werde auf die schalltechnische Untersu-
chung zum Bebauungsplan Nr. 775 „Bahnhof 
Brügge“ verwiesen. 

Stellungnahme: 
Der Hochwasserschutz ist durch die Volmeufer-
renaturierung – auch für das HQ 100 („hundert-
jährige Hochwasser“) – ausreichend. Durch die 
vorliegende Planung entstehen nach Angabe 
der zuständigen unteren Wasserbehörde des 
Märkischen Kreises keine Probleme durch das 
zusätzlich eingeleitete Niederschlagswasser. Die 
Begründung wurde entsprechend ergänzt. 

Entsprechende Festsetzungen des Feinsteue-
rungsinstrumentariums finden sich im Bebau-
ungsplan Nr. 775 „Bahnhof Brügge“. 

Nachtanlieferungen sind nicht vorgesehen. Die 
Maßgaben des Lärmgutachtens werden im Be-
bauungsplan – so weit möglich – festgesetzt. 
Darüber hinaus gehende Maßnahmen werden in 
einem den Bebauungsplan begleitenden städte-
baulichen Vertrag geregelt.  

Den Anregungen wird somit teilweise gefolgt. 

Westnetz, Schreiben vom 21.03.2018, 
01.06.2018 und 02.07.2018: 
Angrenzend an das Plangebiet verlaufe die Erd-
gashochdruckleitung L.-Str.116 und das Steuer-
kabel 021-K. Im anliegenden Übersichtsplan sei 
die Lage der Erdgashochdruckleitung und des 
Steuerkabels zu entnehmen. Es wird gebeten, 
dafür Sorge zu tragen, dass im Zuge von Er-
schließungsarbeiten (Kanalanschluss, Gas-/ 
Wasser- und Stromleitungsverlegungen etc.) die 
Erdgashochdruckleitung und das Steuerkabel 
Berücksichtigung finden. Es werde davon aus-
gegangen, dass das Geländeniveau nicht we-
sentlich verändert werde. Sofern neue Anlagen 
oder Änderungen von Straßen und Wegen, 
wasserwirtschaftlichen Anlagen, Grundstücken 
(Eigentumsverhältnissen), Geländehöhen, Grün-
anlagen und Bepflanzungen im Bereich der Ver-
sorgungsanlagen zu erwarten seien, müssten 
anhand von Detailplanungen rechtzeitig Ab-
stimmungen erfolgen. Die Erdgashochdrucklei-
tung sei in einem Schutzstreifen von 1,5 m Brei-
te (jeweils 0,75 m rechts und links der Leitung) 
verlegt worden. Der Schutzstreifen sei grund-
buchlich gesichert und sei von jeglicher Bebau-
ung freizuhalten und dürfe auch nicht mit Bäu-
men bepflanzt werden. Oberflächenbefestigun-
gen im Bereich der Erdgashochdruckleitung sei-
en in Beton nicht zulässig. Das Lagern von Bau-
elementen, schwertransportablen Materialien, 
Mutterboden oder sonstigem Bodenabtrag sei in 
dem Schutzstreifenbereich nicht gestattet. Grö-
ßere Bodenauf- und abträge (>0,20 m) seien 
ebenfalls ohne Absprache nicht zulässig. Unter 
Berücksichtigung des Vorgenannten würden 
keine Bedenken erhoben. Als Anlage seien das 
Merkblatt „Berücksichtigung von unterirdischen 
Erdgashochdruckleitungen bei der Aufstellung 
von Flächennutzungs- und Bebauungsplänen“ 
sowie die Anweisungen zum Schutz von Gas-
versorgungsleitungen (inkl. Begleitkabel) von 
Westnetz beigefügt und zu beachten. 

Stellungnahme: 
Die Erdgashochdruckleitung und das Steuerka-
bel verlaufen außerhalb des Plangebietes. Die 
Anregungen und Forderungen sind daher im 
Wesentlichen nicht planrelevant. Gleichwohl 
wurde die Stellungnahme mit dem Merkblatt und 
den Anweisungen zum Schutz von Gasversor-
gungsleitungen zur Kenntnis und mit der Bitte 
um Beachtung an den Investor und künftigen 
Bauherren weitergeleitet. 
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 Landesbetrieb Straßenbau NRW, Schreiben 
vom 22.03.2018 und 27.06.2018: 

 Es bestünden keine grundsätzlichen Bedenken. 
Nachfolgende Punkte seien zu beachten: 

 
 Solange die inneren und die äußeren verkehrli-

chen Erschließungsanlagen nicht zumindest 
einschließlich der Tragschicht fertig gestellt sei-
en, gelte die Erschließung im Sinne von § 132 
Abs. 2 BauGB nicht als gesichert. Vorher dürfe 
nicht mit der Durchführung von Einzelbauvorha-
ben begonnen werden. 

 
 Beleuchtungsanlagen seien im Bebauungsplan 

als Festsetzung nicht vorgesehen. Ihre Geneh-
migung durch die Bauaufsicht bedürfe daher in 
jedem Einzelfall der Zustimmung, eventuell auch 
der Genehmigung der Straßenbauverwaltung 
gem. § 9 FStrG. 

 
 Anlagen der Außenwerbung im Bereich von 

freien Strecken der Bundesfernstraßen seien im 
Interesse der Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs im Grundsatz nicht erwünscht. Um ei-
ne Beteiligung des Straßenbaulastträgers bei 
der Genehmigung von Werbeanlagen sicherzu-
stellen, sei in die textlichen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes ein Hinweis aufzunehmen, 
dass diese in jedem Einzelfall der Zustimmung 
bzw. der Genehmigung der Straßenbauverwal-
tung gem. § 9 FStrG bedürften, wenn sie von 
den Verkehrsteilnehmern von der Bundesfern-
straße aus eingesehen werden könnten.  

 
 Es wird um weitere Beteiligung am Verfahren 

gebeten. 
 
 Stellungnahme: 
 Die drei genannten Punkte sind auf der Ebene 

der Flächennutzungsplanung nicht relevant, 
werden jedoch für das Bebauungsplanverfahren 
zur Kenntnis genommen. 

 
 Eine weitere Beteiligung ist vorgesehen. 
 
 Deutsche Bahn AG, Schreiben vom 09.07.2018: 
 Es bestünden keine Bedenken, wenn nachfol-

gende Hinweise beachtet würden: 
 
 Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung 

der Bahnanlagen entstünden Emissionen (ins-
besondere Luft- und Körperschall, Abgase, Fun-
kenflug, Abriebe z. B. durch Bremsstäube, elekt-
rische Beeinflussungen durch magnetische Fel-
der etc.), die zu Immissionen an benachbarter 
Bebauung führen könnten. Entschädigungsan-
sprüche oder Ansprüche auf Schutz- oder Er-
satzmaßnahmen könnten gegen die DB AG 
nicht geltend gemacht werden. 

 
 Bei konkreten Bauvorhaben zur Bahntrasse sei 

die DB Netz AG zu beteiligen. Die Bauanträge 
(inkl. Baubeschreibung, maßstabsgetreuer / 
prüfbarer Pläne, Querschnitten) seien der DB 
Immobilien, Region West einzureichen. 

 
 Die Abstandsflächen nach BauO NRW seien zu 

beachten. Bei Unterschreitung sei der Abschluss 

eines kostenpflichtigen Gestattungsvertrages 
notwendig. 

 
 Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuch-

tungsanlagen (z. B. Baustellenbeleuchtung, 
Parkplatzbeleuchtung, Leuchtwerbung aller Art 
etc.) in der Nähe der Gleise oder von Bahnüber-
gängen etc. habe der Bauherr sicherzustellen, 
dass Blendungen der Triebfahrzeugführer aus-
geschlossen seien und Verfälschungen, Über-
deckungen und Vortäuschungen von Signalbil-
dern nicht vorkämen. 

 
 Stellungnahme: 
 Der Hinweis auf die Vorbelastung des Plange-

bietes wird zur Kenntnis genommen. 
 
 Der Hinweis zu konkreten Bauvorhaben wird zur 

Kenntnis genommen und wurde zur Kenntnis 
und mit der Bitte um Beachtung an den Investor 
und zukünftigen Bauherren weitergeleitet. 

 
 Die Beachtung der bauordnungsrechtlich erfor-

derlichen Abstandsflächen ist vorgesehen. 
 
 Der Hinweis zur Beleuchtung wird zur Kenntnis 

genommen und wurde zur Kenntnis und mit der 
Bitte um Beachtung an den Investor und zukünf-
tigen Bauherren weitergeleitet. 

 
 Anregung aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-

teiligung (Bürgeranhörung am 13.03.2018): 
 Die Anwohner wünschen sich eine sichere Er-

reichbarkeit zum Einkaufszentrum mit dem Rad 
und zu Fuß. Der Geh- und Radweg sollte mög-
lichst vorzeitig – zumindest vom Feuerwehrge-
bäude in Brügge bis zur neuen Brücke – mit ge-
baut werden. 

 
 Stellungnahme: 
 Derzeit wird eine Machbarkeitsstudie für den 

Gesamtverlauf des überörtlichen Geh- und 
Radweges erarbeitet, die voraussichtlich bis En-
de 2018 vorliegt. Es ist vorgesehen, dass die 
Stadt Lüdenscheid Ende 2018 einen Vertrag mit 
dem Baulastträger, dem Landesbetrieb Stra-
ßenbau NRW, abschließt und 2019 mit der kon-
kreten Ausführungsplanung beginnt, um ggf. den 
Geh- und Radweg zeitnah bauen zu lassen. 

 
 
II Gemäß § 2 des Baugesetzbuches (BauGB) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634) wird die 6. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes und die Be-
gründung einschließlich des Umweltberichtes 
hierzu vom Rat der Stadt Lüdenscheid be-
schlossen. 

 
 
III Die 6. Flächennutzungsplanänderung wird nach 

dem Tage der Bekanntmachung der gemäß § 6 
BauGB erforderlichen Genehmigungserteilung 
der Bezirksregierung Arnsberg sowie unter An-
gabe von Ort und Zeit der öffentlichen Einsicht-
nahme wirksam. 
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B) 
I Zu den während der frühzeitigen Öffentlichkeits-

beteiligung und der öffentlichen Auslegung des 
Bebauungsplanes Nr. 775 „Bahnhof Brügge“ 
vorgebrachten Anregungen sowie den Anregun-
gen der Träger öffentlicher Belange wird wie 
folgt Stellung genommen: 

 
 Märkischer Kreis, Schreiben vom 23.03.2018 

und 04.07.2018: 
 Die Nutzbarmachung und die Berücksichtigung 

einer Trasse für den Volmetalradweg würden 
begrüßt. Der Radweg sei jedoch im Gesamtver-
lauf durch weitere Verfahren zu genehmigen. 

 
 Die Nutzung einer vorbelasteten Fläche solle 

aus ökologischer Sicht und das Landschaftsbild 
betreffend nicht zwangsläufig eine so intensive 
Bebauung begründen. Bei einem Versiege-
lungsgrad von 80 % sowie den zu erwartenden 
massiven und weithin wirkenden Baukörpern 
werde hier eine weitere Verschlechterung des 
Zustands eintreten. Die vorliegende Planung sol-
le daher dringend hinsichtlich des Versiege-
lungsgrades sowie des Landschaftsbildes über-
arbeitet werden. Hier entstehe trotz Vorbelas-
tung ein hoher, auch ökologischer Wertverlust. 
In den Festsetzungen fehlten ausreichend große 
und dauerhaft wirksame öffentliche Grünflächen. 
Hier seien insbesondere Baumreihen entlang 
der Volme bzw. des potenziellen Volmetalrad-
weges zu nennen. Die vorhandene Grünstruktur 
an der Volme sei dort nicht ausreichend, weil sie 
kaum wahrnehmbar sei. Wichtig sei hier eine 
zusätzliche Abgrenzung (Bäume, Gehölze) des 
Geh- und Radweges zum Sondergebiet / Ge-
werbefläche. Ein weiterer Ansatz sei, die südli-
che und recht schmale Spitze des Gebietes 
durch Grünstrukturen aufzuwerten. 

 
 Für die Baureifmachung seien die Verbotstatbe-

stände nach § 44 BNatschG zu beachten. Zum 
Satzungsbeschluss solle der verbliebene Aus-
gleichsbedarf von 1,55 Wertpunkten nachgewie-
sen und gesichert sein. Aus formalen Gründen 
sei der Umweltbericht um eine Inhaltsangabe / 
Gliederung und insbesondere eine allgemein-
verständliche Zusammenfassung zu ergänzen. 

 
 Die untere Naturschutzbehörde verfüge über 

keine konkreten Erkenntnisse zum Vorkommen 
besonders und streng geschützter Tierarten im 
Einwirkungsbereich des Vorhabens, welche 
Auswirkungen auf die Zulässigkeit haben könn-
ten und daher detaillierte Untersuchungen recht-
fertigen würden. Dies berechtige aber nicht zu 
dem Schluss, dass diese Arten im Einwirkungs-
bereich nicht vorkämen und ggf. Nachteile erlei-
den könnten. Sollte vor oder während der Bau-
maßnahme festgestellt werden, dass solche Ar-
ten vorkämen, so sei unverzüglich die untere 
Naturschutzbehörde zu informieren. 

 
 Im Zusammenhang mit der im Umweltbericht 

aufgeführten hohen Schadstoffbelastung wird 
angeregt, entsprechende Potenziale im Rahmen 
der Bebauung zu schaffen und nicht nur auf eine 
allgemeine Verbesserung der Motorisierung zu 

hoffen. Die Dachflächen böten die Möglichkeit 
zur Erzeugung regenerativer Energie ohne 
Schadstoffbelastung. Es böte sich an, mit die-
sem Strom die Ladung von E-Mobilen vor Ort zu 
ermöglichen. 

 
 Die Stellungnahme der unteren Naturschutzbe-

hörde erfolge nur unter Vorbehalt, da der Um-
weltbericht in Teilen noch unvollständig sei. Dies 
betreffe insbesondere die Bilanzierung der Ein-
griffsfolgen und deren Ausgleich sowie die Fest-
setzung des angeregten höheren Grünflächen-
anteils. 

 
 Dem Planvorhaben stünden aus Sicht des Im-

missionsschutzes keine Bedenken entgegen, 
wenn die unter Ziffer 6 der schalltechnischen 
Untersuchung der Ingenieurgesellschaft Brilon 
Bondzio Weiser sowie die im Verkehrsgutachten 
der der Ingenieurgesellschaft Brilon Bondzio 
Weiser unter Ziffer 5 aufgeführten Maßnahmen 
berücksichtigt und umgesetzt würden. Wie der 
Wirkungsanalyse von Junker + Kruse Stadtfor-
schung Planung zu entnehmen sei, werde zur 
bauplanerischen Sicherung des Standortes für 
die großflächigen Einzelhandelsbetriebe eine 
Festsetzung als Sondergebiet unter Nutzung 
des entsprechenden Feinsteuerungsinstrumen-
tariums (u. a. Festsetzung Gesamtverkaufsflä-
che, Sortimente) empfohlen. Bei Öffnungszeiten 
bis 22.00 Uhr bzw. Nachtanlieferungen seien 
entsprechende Schallschutzmaßnahmen durch-
zuführen. 

 
 Wasserrechtliche Bedenken bestünden grund-

sätzlich nicht. Es werde angeregt, bezüglich der 
südlichen GE-Flächen die wasserrechtlichen An-
träge nicht durch den Erschließungsträger, son-
dern zu gegebener Zeit vom konkreten Bauher-
ren stellen zu lassen. Folgende Auflagen seien 
zu beachten: 

 
 1. Da die Anforderungen an den Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen im einzelnen Bau-
vorhaben geprüft würden, sei eine Einzelfallbe-
teiligung bei den Bauvorhaben notwendig, wo 
wassergefährdende Stoffe verwendet werden 
sollen. Dies gelte vor allem für den Bebauungs-
planbereich, wo u. a. die Errichtung einer Tank-
stelle ermöglicht werden soll. 

 
 2. Anlagen zum Umgang mit wassergefähr-

denden Stoffen mit einem Volumen > 1 m³ ober-
irdisch sowie unterirdische Anlagenteile unterlä-
gen einer einmaligen bzw. wiederkehrenden 
Prüfung durch einen Sachverständigen gem. § 
53 AwSV. Diese Anlagen seien der unteren 
Wasserbehörde des Märkischen Kreises anzu-
zeigen. 

 
 3. Die Vorgaben des § 50 AwSV (Anforde-

rungen an Anlagen in festgesetzten und vorläu-
fig gesicherten Überschwemmungsgebieten) 
seien bei der Planung und Errichtung von Anla-
gen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen zu beachten. 
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 Aus Sicht des Fachdienstes Gesundheitsschutz 
werde angeregt, die Wohnsituation für die Häu-
ser Schlade 1 und Talstraße 148 wegen der er-
heblichen Schallbelastung zu prüfen, da durch 
die hohen Lärmwerte eine Gesundheitsgefähr-
dung nicht ausgeschlossen werden könne. 

 
 Stellungnahme: 
 Der Hinweis zum Gesamtverlauf des Geh- und 

Radweges wird zur Kenntnis genommen. 
 
 Die Planung ist wegen der Großflächigkeit der 

Nutzungen (EDEKA, Getränkemarkt) und der er-
forderlichen bzw. vorgesehenen Anzahl der 
Stellplätze nicht mit einem geringeren Versiege-
lungsgrad zu realisieren; dies zeigen nicht nur 
bereits vorliegende Berechnungen der Grundflä-
chenzahl (GRZ), sondern auch bereits umge-
setzte Einzelhandelsstandorte (z. B. der Stand-
ort Kölner Straße). Für das geplante Gewerbe-
gebiet ist die Festsetzung einer GRZ von 0,8 ein 
übliches Maß, da eine größtmögliche Variati-
onsbreite möglicher Nutzungen gewährleistet 
werden soll. Aufgrund der Vorbelastungen in 
lärmtechnischer Hinsicht sind diesbezüglich oh-
nehin einschränkende Festsetzungen getroffen 
worden. Gleiches gilt für die Baukörper und die 
entsprechend hoch festgesetzte Baumassenzahl 
(BMZ). Der ökologische Wertverlust wurde in ei-
ner Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung be-
rechnet und ist im Rahmen der Volmeuferrena-
turierung bereits ausgeglichen worden. In einem 
den Bebauungsplan begleitenden städtebauli-
chen Vertrag werden Regelungen zur Begrü-
nung der Sondergebiete getroffen. Dazu zählen 
die Anpflanzung von Bäumen entlang der ge-
planten Erschließungsstraße sowie innerhalb 
der Stellplatzanlagen, die Anpflanzung von 
Sträuchern sowie von Rasen. Im Übrigen ist die 
Reaktivierung der Brachflächen bzw. unterge-
nutzten Flächen aus städtebaulicher Sicht gebo-
ten. Durch eine bauliche Nutzung auf diesen 
Flächen kann die Siedlungstätigkeit in der freien 
Landschaft entsprechend verringert werden. 
Dies dient dem Freiraumschutz und stellt einen 
Beitrag zur Innenentwicklung dar. Die Stadt Lü-
denscheid folgt damit der allgemeinen Boden-
schutzklausel des § 1 (5) BauGB, wonach mit 
Grund und Boden sparsam und schonend um-
zugehen ist. 

 
 Öffentliche Grünflächen sind aufgrund der ge-

planten Nutzungen im Plangebiet nicht vorgese-
hen. Es ist auch nicht ersichtlich, warum das 
Gewerbegebiet oder die Sondergebiete durch 
öffentliche Grünflächen aufgewertet werden soll-
ten. Dies gilt nicht für die vorgeschlagene Be-
grünung, insbesondere die Anpflanzung von 
Bäumen entlang des Geh- und Radweges an 
der Volme. Diesbezüglich wird die Auffassung 
des Märkischen Kreises – zumindest teilweise – 
geteilt. Obzwar für das Landschaftsbild keine 
weiteren Bäume erforderlich sind, da in der Bö-
schung zum Volmeufer ausreichend Bäume ste-
hen, die bereits jetzt wahrnehmbar sind und in 
einigen Jahren deutlich an Größe hinzugewon-
nen haben werden, werden eine Baumreihe so-
wie weitere Anpflanzungen westlich des Geh- 

und Radweges an der Volme für die Erholungs-
funktion als sinnvoll erachtet. Ein weiteres Abrü-
cken der geplanten Gebäude von der Böschung 
mit ansprechender Bepflanzung zwischen der 
hier massiven, langen Fassade des geplanten 
Lebensmittelmarktes und dem Geh- und Rad-
weg entlang der Volme wäre wünschenswert. 
Die vorliegende Planung ist in dieser Hinsicht 
gegenüber einer vorherigen Fassung bereits 
verbessert worden. Ein weiteres Abrücken der 
geplanten Gebäude von der Böschung würde 
der aktuellen Planungskonzeption des Investors 
zuwiderlaufen; bauordnungsrechtlich erforderli-
che Abstandsflächen könnten mitunter nicht ein-
gehalten werden, was eine Umplanung der Ge-
samtkonzeption bedingen würde. Aus städte-
baulicher Sicht erscheint dies nicht undenkbar. 
Allerdings benötigen die vorgesehenen Betreiber 
nach Angaben des Investors jeweils einen vor-
wiegend rechteckigen, nicht zu schmalen Ge-
bäudezuschnitt, um ihre Filialkonzepte umsetzen 
zu können. Für den geplanten Lebensmittel-
markt ist im Westen der Abstand zur Bahnlinie 
inkl. Einfriedung einzuhalten. Zudem ist die 
Trasse für die Umverlegung des 10-KV-
Stromkabels zur Versorgung von Eininghausen, 
die nicht überbaut werden kann, zu berücksich-
tigen. Durch die innere Gebäudekonzeption des 
geplanten Marktes reicht dieser sehr dicht an 
den Geh- und Radweg an die Volme heran. Eine 
Umstellung der Gesamtkonzeption mit einem 
Vorziehen der geplanten Gebäude in die (z. T. 
nur wenig) breiteren Bereiche direkt angrenzend 
an die Erschließungsstraße würde eine Verlage-
rung der Stellplätze in die rückwärtigen Bereiche 
bedingen, was zu zusätzlichen inneren Erschlie-
ßungswegen und zu einer weniger effizienten 
Raumaufteilung führen würde, da derzeit die 
Stellplätze kundenfreundlich mit kurzen Wegen 
vor den Märkten platziert sind. Zudem können 
die Anlieferungsbereiche derzeit straßenabge-
wandt realisiert werden. 

 
 Innerhalb des Gewerbegebietes sind die über-

baubaren Grundstücksflächen möglichst weit ge-
fasst worden, um den zukünftigen Bauherren 
weite Spielräume bei der Ausnutzung der 
Grundstücke zu geben. Durch den nach Süden 
schmal zulaufenden Grundstückszuschnitt, die 
zum Schutz der umliegenden Wohnbebauung 
erforderliche Lärmkontingentierung sowie die 
vorhandenen Anschüttungen auf dem Gelände 
des zukünftigen Gewerbegebietes bestehen oh-
nehin bereits Restriktionen. Die Ausnutzung der 
Fläche zu gewerblichen Zwecken soll daher 
nicht weiter erschwert werden. An dem festge-
setzten Baufenster wird daher festgehalten. Eine 
Begrünung der verbleibenden nicht überbauba-
ren Grundstücksfläche südlich des geplanten 
Baufensters ist aufgrund der Kleinflächigkeit und 
der isolierten Lage (Begrenzung durch die Vol-
me und durch die Eisenbahnlinie) in ökologi-
scher Hinsicht zu vernachlässigen. Gestalterisch 
könnte eine Begrünung in diesem Bereich zu ei-
ner Aufwertung führen. Dies soll aus den ange-
führten Gründen jedoch den zukünftigen Bau-
herren anheimgestellt werden. 
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 Der Hinweis auf die Verbotstatbestände des § 
44 BNatSchG wird zur Kenntnis genommen. 
Entsprechende Ausführungen finden sich im 
Umweltbericht. Der ökologische Ausgleich für 
die Planung ist im Rahmen der Volmeuferrena-
turierung bereits erfolgt. 

 
 Der Hinweis zum Artenschutz wird zur Kenntnis 

genommen. Trotz intensiver Nachsuche und 
Kartierungen sind im Plangebiet weder beson-
ders streng geschützte Wildtiere, Amphibienar-
ten oder Brutplätze europäischer Vogelarten 
noch besonders geschützte Pflanzenarten ge-
funden worden. 

 
 Die Anregung zur Erzeugung regenerativer 

Energien wird zur Kenntnis genommen; es wird 
den zukünftigen Bauherren des Plangebietes 
anheimgestellt, die Dachflächen der geplanten 
Gebäude zur Erzeugung von regenerativen 
Energien zu nutzen. 

 
 Der Umweltbericht ist vor der öffentlichen Ausle-

gung gem. § 3(2) BauGB vervollständigt worden. 
Eine allgemein verständliche Zusammenfassung 
findet sich am Ende des Umweltberichtes. Auf 
ein Inhaltsverzeichnis wird verzichtet. Ein recht-
liches Erfordernis hierfür wird nicht gesehen; ei-
ne nachvollziehbare Lesbarkeit des Berichtes ist 
auch in der vorliegenden Form gewährleistet. 

 
 Die Einhaltung der Maßnahmen zum Immissi-

onsschutz ist durch Festsetzungen im Bebau-
ungsplan oder – soweit nicht festsetzungsfähig – 
durch entsprechende Regelungen in einem den 
Bebauungsplan begleitenden städtebaulichen 
Vertrag gewährleistet. Die Reduzierung der zu-
lässigen Höchstgeschwindigkeit auf 70 km / h 
auf Teilabschnitten der Volmestraße und der 
Talstraße ist bereits umgesetzt. 

 
 Für die Sondergebiete wurden Verkaufsflächen-

obergrenzen und Sortimentsbeschränkungen 
festgesetzt. Nachtanlieferungen sind nicht vor-
gesehen. 

 
 Es ist vorgesehen, dass die Bauherren für Flä-

chen innerhalb des Gewerbegebietes die erfor-
derlichen wasserrechtlichen Anträge beim Mär-
kischen Kreis stellen. Die Hinweise der unteren 
Wasserbehörde, insbesondere zur Verordnung 
über Anlagen zum Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen (AwSV), werden zur Kenntnis 
genommen. 

 
 Da durch die bereits erfolgte Maßnahme der 

Geschwindigkeitsreduzierung nach den Berech-
nungen des Lärmgutachters die Situation insge-
samt verbessert wird, wird im Rahmen der vor-
liegenden Bauleitplanung kein Raum für weitere 
Maßnahmen gesehen. In der Abwägung wider-
streitender Interessen – hier: der Verwirklichung 
der vorliegenden Planung und somit der Ver-
besserung der Versorgung der Bevölkerung in 
den Ortsteilen Brügge und Stüttinghausen / 
Oeneking sowie der Wiedernutzbarmachung 
brachgefallener und untergenutzter Flächen ei-
nerseits und der Vermeidung zusätzlichen Ver-

kehrs durch die Planung in durch Verkehrslärm 
extrem vorbelasteten Bereichen andererseits – 
(bei einem Verzicht auf die Planung wäre bei 
gleichzeitiger Anordnung einer Geschwindig-
keitsbeschränkung von 70 km / h in den Aus-
fahrten des Knotenpunktes B 54 / B 229 (auf der 
Volmestraße in Fahrtrichtung Norden, auf der 
Talstraße in Fahrtrichtung Osten) eine noch wei-
tergehende Lärmminderung für die betroffenen 
Anwohner zu erzielen) – entscheidet sich die 
Stadt Lüdenscheid für die Durchführung der 
Planung, da ein Verzicht der positiven Auswir-
kungen für eine nur geringfügig weitergehende 
Lärmminderung unverhältnismäßig wäre. Die Er-
richtung von passiven Schallschutzmaßnahmen 
in Form von Schallschutzwänden oder -wällen 
vor den Immissionsorten ist vor dem Hintergrund 
der bereits erzielten Verbesserung der Gesamt-
situation städtebaulich nicht vertretbar und fi-
nanziell unverhältnismäßig. Für Schallschutzwäl-
le steht zudem kein entsprechender Raum zur 
Verfügung. Zukünftig ist zu prüfen, welche Maß-
nahmen zu weiteren Verbesserungen führen 
können. Beispielsweise könnte die vorgezogene 
Realisierung des geplanten Geh- und Radweges 
entlang der Volme ggf. einen – wenn auch klei-
nen – Beitrag zur Verkehrsreduzierung zwischen 
Brügge und dem Plangebiet leisten. 

 
 Westnetz, Schreiben vom 21.03.2018 und 

02.07.2018: 
 Im Plangebiet verlaufe die Erdgashochdrucklei-

tung L.-Str.116 und das Steuerkabel 021-K. Im 
anliegenden Übersichtsplan sei die Lage der 
Erdgashochdruckleitung und des Steuerkabels 
zu entnehmen. Es wird gebeten, dafür Sorge zu 
tragen, dass im Zuge von Erschließungsarbeiten 
(Kanalanschluss, Gas- / Wasser- und Stromlei-
tungsverlegungen etc.) die Erdgashochdrucklei-
tung und das Steuerkabel Berücksichtigung fin-
den. Es werde davon ausgegangen, dass das 
Geländeniveau nicht wesentlich verändert wer-
de. Sofern neue Anlagen oder Änderungen von 
Straßen und Wegen, wasserwirtschaftlichen An-
lagen, Grundstücken (Eigentumsverhältnissen), 
Geländehöhen, Grünanlagen und Bepflanzun-
gen im Bereich der Versorgungsanlagen zu er-
warten seien, müssten anhand von Detailpla-
nungen rechtzeitig Abstimmungen erfolgen. Die 
Erdgashochdruckleitung sei in einem Schutz-
streifen von 1,5 m Breite (jeweils 0,75 m rechts 
und links der Leitung) verlegt worden. Der 
Schutzstreifen sei grundbuchlich gesichert und 
sei von jeglicher Bebauung freizuhalten und dür-
fe auch nicht mit Bäumen bepflanzt werden. 
Oberflächenbefestigungen im Bereich der Erd-
gashochdruckleitung seien in Beton nicht zuläs-
sig. Das Lagern von Bauelementen, schwer-
transportablen Materialien, Mutterboden oder 
sonstigem Bodenabtrag sei in dem Schutzstrei-
fenbereich nicht gestattet. Größere Bodenauf- 
und abträge (>0,20 m) seien ebenfalls ohne Ab-
sprache nicht zulässig. Unter Berücksichtigung 
des Vorgenannten würden keine Bedenken er-
hoben. Als Anlage seien das Merkblatt „Berück-
sichtigung von unterirdischen Erdgashochdruck-
leitungen bei der Aufstellung von Flächennut-
zungs- und Bebauungsplänen sowie die Anwei-
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sungen zum Schutz von Gasversorgungsleitun-
gen (inkl. Begleitkabel) von Westnetz beigefügt 
und zu beachten. 

 
 Stellungnahme: 
 Die Erdgashochdruckleitung und das Steuerka-

bel verlaufen – soweit im Plangebiet – innerhalb 
der öffentlichen Verkehrsflächen. Eine Berück-
sichtigung der Erdgashochdruckleitung und des 
Steuerkabels ist im Zuge der Erschließungsar-
beiten vorgesehen. Eine wesentliche Änderung 
des Geländeniveaus ist nicht vorgesehen. 
Gleichwohl wurde die Stellungnahme mit dem 
Merkblatt und den Anweisungen zum Schutz 
von Gasversorgungsleitungen zur Kenntnis und 
mit der Bitte um Beachtung an den Investor und 
künftigen Bauherren weitergeleitet. Der Kreu-
zungsbereich, in dem auch das Steuerkabel 
liegt, wird umgebaut. Der Straßenbaulastträger, 
der Landesbetrieb Straßenbau NRW wurde ent-
sprechend informiert. Zu gegebener Zeit wird ei-
ne entsprechende Abstimmung erfolgen. 

 
 Landesbetrieb Straßenbau NRW, Schreiben 

vom 22.03.2018 und 27.06.2018: 
 Es bestünden keine grundsätzlichen Bedenken. 

Nachfolgende Punkte seien zu beachten: 
 
 Solange die inneren und die äußeren verkehrli-

chen Erschließungsanlagen nicht zumindest 
einschließlich der Tragschicht fertig gestellt sei-
en, gelte die Erschließung im Sinne von § 132 
Abs. 2 BauGB nicht als gesichert. Vorher dürfe 
nicht mit der Durchführung von Einzelbauvorha-
ben begonnen werden. 

 
 Beleuchtungsanlagen seien im Bebauungsplan 

als Festsetzung nicht vorgesehen. Ihre Geneh-
migung durch die Bauaufsicht bedürfe daher in 
jedem Einzelfall der Zustimmung, eventuell auch 
der Genehmigung der Straßenbauverwaltung 
gem. § 9 FStrG. 

 
 Anlagen der Außenwerbung im Bereich von 

freien Strecken der Bundesfernstraßen seien im 
Interesse der Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs im Grundsatz nicht erwünscht. Um ei-
ne Beteiligung des Straßenbaulastträgers bei 
der Genehmigung von Werbeanlagen sicherzu-
stellen, sei in die textlichen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes ein Hinweis aufzunehmen, 
dass diese in jedem Einzelfall der Zustimmung 
bzw. der Genehmigung der Straßenbauverwal-
tung gem. § 9 FStrG bedürften, wenn sie von 
den Verkehrsteilnehmern von der Bundesfern-
straße aus eingesehen werden könnten.  

 
 Es wird um weitere Beteiligung am Verfahren 

gebeten. 
 
 Stellungnahme: 
 Der Hinweis auf § 132 Abs. 2 BauGB wird zur 

Kenntnis genommen. 
 
 Der Hinweis auf die Beleuchtungsanlagen wird 

zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme 
wurde an die Bauaufsicht der Stadt Lüdenscheid 
weitergeleitet. Beleuchtungsanlagen sind jedoch 

in der Regel – in Abhängigkeit von ihrer Größe – 
baugenehmigungsfrei. Daher wurde mit dem 
Landesbetrieb Straßenbau NRW vereinbart, 
dass die Beleuchtungsanlagen unabhängig vom 
Bauantragsverfahren – in einem unabhängigen 
Verfahren – mit der Straßenbauverwaltung ab-
zustimmen sind. Dies wird in einem den Bebau-
ungsplan begleitenden städtebaulichen Vertrag 
entsprechend geregelt. 

 
 Der Hinweis auf die Zustimmung bzw. Geneh-

migung von Werbeanlagen durch die Straßen-
bauverwaltung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme wurde an die Bauaufsicht 
der Stadt Lüdenscheid sowie an den Investor mit 
der Bitte um Beachtung weitergeleitet. Ein ent-
sprechender Hinweis wurde in der Planzeich-
nung und in der Begründung ergänzt. 

 
 Enervie Südwestfalen Energie und Wasser, 

Schreiben vom 23.03.2018 und 12.06.2018: 
 Es bestünden keine grundsätzlichen Bedenken. 

Es wird auf die Stellungnahme 21.01.2010 im 
Rahmen der 87. Änderung des Flächennut-
zungsplanes verwiesen. 

 
 Enervie unterhalte im Gebiet und angrenzend 

zahlreiche Einrichtungen für die Versorgung mit 
Wasser, Strom und LWL. Für die Versorgung 
der geplanten Bebauung sei die Errichtung einer 
oder mehrer 10-KV-Stationen erforderlich. Ein 
neues Netzkonzept sei nicht erforderlich. 

 
 Eine Versorgung mit Gas sei nur bei Nachweis 

der konkreten Nachfrage und unter Vorbehalt 
der Wirtschaftlichkeit der notwendigen Erschlie-
ßungsinvestitionen gewährleistet. 

 
 Stellungnahme vom 21.01.2010: 
 Es bestünden keine grundsätzlichen Bedenken. 

Die im Planbereich vorhandenen bzw. daran an-
grenzenden Versorgungsleitungen seien von 
Überbauung, Aufschüttungen oder Anpflanzun-
gen freizuhalten sowie vor Tiefbaumaßnahmen 
zu sichern. 

 
 Eine Gasversorgung sei in diesem Bereich nicht 

möglich.  
 
 Die Maßnahmen zur Leitungssicherung und ggf. 

Leitungsneuverlegung seien mit Enervie abzu-
stimmen. 

 
 Stellungnahme: 
 Eine 10-KV-Station kann im Plangebiet ohne 

gesonderte Festsetzung errichtet werden. Der 
Hinweis auf die Gasversorgung wird zur Kennt-
nis genommen. Die Stellungnahme wurde an 
den Investor als zukünftigen Bauherr zur Kennt-
nis weitergeleitet. Eine Leitungsneuverlegung 
der 10-KV-Leitung nach Eininghausen ist mit 
Enervie bereits abgestimmt worden. Der Bebau-
ungsplan enthält eine festgesetzte Fläche, die 
mit einem entsprechenden Leitungsrecht zu be-
lasten ist. Weitere Leitungen sind im Plangebiet 
nicht mehr vorhanden. 
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 Telekom, Schreiben vom 22.02.2018 und 
25.06.2018: 

 Im Plangebiet befänden sich Telekommunikati-
onslinien der Telekom, die aus einem beigefüg-
tem Plan ersichtlich seien. Die Aufwendungen 
der Telekom müssten bei der Verwirklichung des 
Bebauungsplanes so gering wie möglich gehal-
ten werden. Der Bestand und der Betrieb der 
vorhandenen TK-Linien müssten weiterhin ge-
währleistet bleiben. Es wird gebeten, die Ver-
kehrswege so an die vorhandenen umfangrei-
chen Telekommunikationslinien der Telekom 
anzupassen, dass diese nicht verändert oder 
verlegt werden müssen. Es wird gebeten, fol-
gende fachliche Festsetzung in den Bebauungs-
plan aufzunehmen: „In allen Straßen bzw. Geh-
wegen sind geeignete und ausreichende Tras-
sen mit einer Leitungszone in einer Breite von 
ca. 1,00 m für die Unterbringung der Telekom-
munikationslinien der Telekom vorzusehen.“ 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen sei das 
„Merkblatt über Baumstandorte und unterirdi-
sche Ver- und Entsorgungsanlagen“ der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs-
wesen, Ausgabe 1989, insbesondere Abschnitt 
3 zu beachten. Es wird gebeten, sicherzustellen, 
dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die 
Unterhaltung und Erweiterung der Telekommu-
nikationslinien der Telekom nicht behindert wer-
den. 

 
 Stellungnahme: 
 Ausweislich einer Ortsbesichtigung am 

05.03.2018 ist die im Lageplan verzeichnete Lei-
tung bereits gekappt und somit nicht mehr in Be-
trieb; ausweislich eines Leitungsbestandsplanes 
der DB - Vivico Real Estate – vom 10.04.2002 
handelt es sich offenbar um eine Leitung zur 
Firma Dormann, die bereits seit mehreren Jah-
ren abgerissen ist. Sofern die Telekom im Plan-
gebiet noch Leitungen benötigt, hat sie dies in 
eigener Initiative mit der Stadt Lüdenscheid und 
dem späteren Grundstückseigentümer abzu-
stimmen. Dies ist der Telekom bereits fernmünd-
lich mitgeteilt worden. Im Übrigen richtet sich die 
Stadt Lüdenscheid bei der Planung von Ver-
kehrswegen nicht allein nach der Lage der Tele-
kommunikationslinien der Telekom. Hier sind 
auch andere Parameter wie zum Beispiel Topo-
grafie, Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit u. v. 
m. zu berücksichtigen. 

 
 Unter öffentlichen Straßen und Gehwegen kön-

nen Telekommunikationslinien untergebracht 
werden; einer Festsetzung einer Trasse mit ei-
ner Leitungszone bedarf es hierfür nicht. Im Üb-
rigen wäre dies auch nicht zweckdienlich, da 
ohne eine solche Festlegung die Breite der öf-
fentlichen Verkehrsfläche in voller Breite – mit 
entsprechender Flexibilität – zur Verlegung von 
Leitungen genutzt werden kann. 

 
 Die Pflanzung von Bäumen ist im öffentlichen 

Straßenraum nicht vorgesehen. Der Investor 
wurde auf das Merkblatt und die Bitte von Ener-
vie zu Baumpflanzungen hingewiesen. 

 
 

 Deutsche Bahn AG, Schreiben vom 09.07.2018: 
 Es bestünden keine Bedenken, wenn nachfol-

gende Hinweise beachtet würden: 
 
 Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung 

der Bahnanlagen entstünden Emissionen (ins-
besondere Luft- und Körperschall, Abgase, Fun-
kenflug, Abriebe z. B. durch Bremsstäube, elekt-
rische Beeinflussungen durch magnetische Fel-
der etc.), die zu Immissionen an benachbarter 
Bebauung führen könnten. Entschädigungsan-
sprüche oder Ansprüche auf Schutz- oder Er-
satzmaßnahmen könnten gegen die DB AG 
nicht geltend gemacht werden. 

 
 Bei konkreten Bauvorhaben zur Bahntrasse sei 

die DB Netz AG zu beteiligen. Die Bauanträge 
(inkl. Baubeschreibung, maßstabsgetreuer / 
prüfbarer Pläne, Querschnitten) seien der DB 
Immobilien, Region West einzureichen. 

 
 Die Abstandsflächen nach BauO NRW seien zu 

beachten. Bei Unterschreitung sei der Abschluss 
eines kostenpflichtigen Gestattungsvertrages 
notwendig. 

 
 Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuch-

tungsanlagen (z. B. Baustellenbeleuchtung, 
Parkplatzbeleuchtung, Leuchtwerbung aller Art 
etc.) in der Nähe der Gleise oder von Bahnüber-
gängen etc. habe der Bauherr sicherzustellen, 
dass Blendungen der Triebfahrzeugführer aus-
geschlossen seien und Verfälschungen, Über-
deckungen und Vortäuschungen von Signalbil-
dern nicht vorkämen. 

 
 Stellungnahme: 
 Der Hinweis auf die Vorbelastung des Plange-

bietes wird zur Kenntnis genommen. 
 
 Der Hinweis zu konkreten Bauvorhaben wird zur 

Kenntnis genommen und wurde zur Kenntnis 
und mit der Bitte um Beachtung an den Investor 
und zukünftigen Bauherren weitergeleitet. 

 
 Die Beachtung der bauordnungsrechtlich erfor-

derlichen Abstandsflächen ist vorgesehen. 
 
 Der Hinweis zur Beleuchtung wird zur Kenntnis 

genommen und wurde zur Kenntnis und mit der 
Bitte um Beachtung an den Investor und zukünf-
tigen Bauherren weitergeleitet. 

 
 Anregung aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-

teiligung (Bürgeranhörung am 13.03.2018): 
 Die Anwohner wünschen sich eine sichere Er-

reichbarkeit zum Einkaufszentrum mit dem Rad 
und zu Fuß. Der Geh- und Radweg sollte mög-
lichst vorzeitig – zumindest vom Feuerwehrge-
bäude in Brügge bis zur neuen Brücke – mit ge-
baut werden. 

 
 Stellungnahme: 
 Derzeit wird eine Machbarkeitsstudie für den 

Gesamtverlauf des überörtlichen Geh- und 
Radweges erarbeitet, die voraussichtlich bis En-
de 2018 vorliegt. Es ist vorgesehen, dass die 
Stadt Lüdenscheid Ende 2018 einen Vertrag mit 
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dem Baulastträger, dem Landesbetrieb Stra-
ßenbau NRW, abschließt und 2019 mit der kon-
kreten Ausführungsplanung beginnt, um ggf. den 
Geh- und Radweg zeitnah bauen zu lassen. 

 
 
II Gemäß § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuches 

(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) sowie 
der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Arti-
kel 15 des Gesetzes vom 23. Januar 2018 (GV. 
NRW. S. 90), in Kraft getreten am 02. Februar 
2018, wird der Bebauungsplan Nr. 775 „Bahnhof 
Brügge“ vorbehaltlich der Zustimmung zum städ-
tebaulichen Vertrag zum Bebauungsplan Nr. 775 
„Bahnhof Brügge“ und zum noch dem Rat vorzu-
legenden Vertrag mit Investor und Landesbe-
trieb Straßenbau NRW zur verkehrlichen Er-
schließung des Vorhabens vom Rat der Stadt 
Lüdenscheid als Satzung und die Begründung 
einschließlich des Umweltberichtes hierzu be-
schlossen. 

 
 Der Bebauungsplan Nr. 775 „Bahnhof Brügge“ 

wird (nach erfolgter Genehmigung der Flächen-
nutzungsplanänderung) nach dem Tage der Be-
kanntmachung des Satzungsbeschlusses des 
Rates der Stadt Lüdenscheid sowie von Ort und 
Zeit der öffentlichen Einsichtnahme rechtsver-
bindlich. 

 
Die Genehmigung der Bezirksregierung Arnsberg 
vom 18. Januar 2019 (Aktenzeichen 35.2.1-1.4-MK-
8/18) zur 6. Änderung des Flächennutzungsplanes 
sowie die Satzung (Bebauungsplan Nr. 775 „Bahn-
hof Brügge“) werden hiermit ortsüblich öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Die 6. Änderung des Flächennutzungsplanes im Be-
reich des Bebauungsplanes Nr. 775 „Bahnhof Brüg-
ge“ sowie der Bebauungsplan Nr. 775 „Bahnhof 
Brügge“ liegen mit Begründung einschließlich Um-
weltbericht sowie der zusammenfassenden Erklä-
rung ab dem Tage der Veröffentlichung dieser Be-
kanntmachung im Zimmer 535 des Rathauses der 
Stadt Lüdenscheid, Rathausplatz 2, während der 
Dienststunden der Stadtverwaltung zu jedermanns 
Einsicht öffentlich aus. 
 
Hinweis gemäß § 44 BauGB 
Es wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 
und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. 
Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für die 
nach §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögens-
nachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird. 
 
Hinweis gemäß § 215 BauGB 
Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 

BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften, 

 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und 
des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung der 6. Änderung des Flächennut-
zungsplans im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 
775 „Bahnhof Brügge“ sowie der Satzung (Bebau-
ungsplan Nr. 775 „Bahnhof Brügge“) schriftlich ge-
genüber der Stadt Lüdenscheid, Rathausplatz 2, 
58507 Lüdenscheid unter Darlegung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung beim Zustandekommen die-
ser Flächennutzungsplanänderung sowie dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, 
es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden, 

c) die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat 
den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lüdenscheid, 25.01.2019 
 
Der Bürgermeister 
Dieter Dzewas 
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch unter 
www.luedenscheid.de in der Rubrik „"Rathaus & 
Bürger / Info & Service / Öffentliche Bekanntma-
chungen" eingesehen werden. 
 

http://www.luedenscheid.de/
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